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Die Materialien zur folgenden Verordnung (Blg LT 15. GP: Regierungsvorlage 155 und Ausschussbericht 219, jeweils 2. Sess) können 
von der Landtagsdirektion, Postfach 527, 5010 Salzburg, Telefon (0662) 80 42-32 50, Fax (0662) 80 42-27 75, zum Selbstkostenpreis 

bezogen werden bzw sind unter der Internet-Adresse http://www.salzburg.gv.at/pol-verw/landtag/lpi-aktuell.htm abfragbar. 

________________________________________________________________________________________________ 
 
 
 
98. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom 18. Oktober 2013, mit der nähere Bestimmungen zur  
Sicherstellung einer risikoaversen Finanzgebarung im Land Salzburg erlassen werden (Salzburger Finanz- 
                                                                           geschäfte-Verordnung) 

 
 
Auf Grund des § 3 Abs 4 des Salzburger Finanzgebarungsgesetzes – S.FG, LGBl Nr 59/2013, wird mit Zustimmung des 
Salzburger Landtages vom 11. Dezember 2013 verordnet: 
 

Zulässige Finanzgeschäfte 

 
§ 1 

 
Als Finanzgeschäfte, die dem Grundsatz einer risikoaversen Finanzgebarung entsprechen oder mit denen nur ein gerin-
ges finanzielles Risiko verbunden ist, gelten folgende Finanzgeschäfte: 
1. Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite, die auf Euro lauten und für die ein fixer oder ein an einen EURIBOR-

Zinssatz gebundener, nicht strukturierter Zinssatz vereinbart ist; 
2. folgende derivative Finanzgeschäfte: 

a) Cap zur Begrenzung der Zinsobergrenze; 
b) Cap gekoppelt mit einem Floor ("Collar") zur Schaffung und Eingrenzung eines Zinskorridors; 
c) der Tausch von einem fixen auf einen an einen EURIBOR-Zinssatz gebundenen Zinssatz und umgekehrt; 

3. folgende, auf Euro lautende Veranlagungsformen: 
 a) Sicht- und Spareinlagen; 
 b) Termineinlagen; 
 c) Anleihen mit nicht strukturiertem Zinssatz, wenn die Bonität des Emittenten der Anleihe als zweifelsfrei vorhanden 

erachtet wird und die Anleihe mindestens senior unsecured ist. Eine Anleihe ist senior unsecured, wenn diese, 
ohne besichert zu sein, im Konkursfall des Emittenten gegenüber nachrangigen Forderungen bevorzugt bedient 
wird. 

 
Vorrausetzungen für die Zulässigkeit derivativer Finanzgeschäfte 

 
§ 2 

 
(1) Derivative Finanzgeschäfte dürfen nur bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 3 Abs 3 S.FG sowie der in den 
Abs 2 bis 6 festgelegten weiteren Voraussetzungen abgeschlossen werden. 
 
(2) Derivative Finanzgeschäfte dürfen nur als Absicherungsgeschäfte zur Begrenzung von Zinsänderungs- und anderen 
Marktrisiken eines bereits abgeschlossenen oder noch abzuschließenden Grundgeschäfts abgeschlossen werden. 
 
(3) Der Nominalbetrag eines derivativen Finanzgeschäfts darf zu keinem Zeitpunkt der Laufzeit des Finanzgeschäfts 
höher sein als der des Grundgeschäfts. 
 
(4) Die Laufzeit eines derivativen Finanzgeschäfts hat spätestens mit dem Grundgeschäft zu enden. 
 
(5) Sofern ein Rechtsträger nicht selbst über das notwendige einschlägige professionelle Fachwissen verfügt, dürfen 
derivative Finanzgeschäfte nur nach Beratung durch ein vom Anbieter des Finanzgeschäfts  verschiedenes Wertpapier-
unternehmen, Wertpapierdienstleistungsunternehmen oder Kreditinstitut, das in einem Staat des Europäischen Wirt-

http://www.salzburg.gv.at/00201lpi/15Gesetzgebungsperiode/2Session/155.pdf
http://www.salzburg.gv.at/00201lpi/15Gesetzgebungsperiode/2Session/219.pdf
http://www.salzburg.gv.at/pol-verw/landtag/lpi-aktuell.htm
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schaftsraums zur Erbringung von Wertpapierdienstleistungen zugelassen ist, oder durch einen Wirtschaftstreuhänder 
oder einen Angehörigen einer ähnlichen, in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes anerkannten 
Berufsgruppe abgeschlossen werden. Zwischen dem beratenden Unternehmen usw und dem Anbieter des Finanzge-
schäfts darf eine gesellschaftsrechtliche Verbindung oder ein Verhältnis im Sinn des § 244 Abs 2 Z 1 bis 4 UGB, dRGBl 
S 219/1897, in der Fassung der Änderungen bis zum Gesetz BGBl I Nr 50/2013, dieses einschließend, nicht bestehen. 
 
(6) Der Rechtsträger hat vor dem Abschluss eines derivativen Finanzgeschäfts von dessen Anbieter einen Nachweis 
darüber einzuholen, dass dieses als Absicherungsgeschäft zur Begrenzung von Zinsänderungs- und anderen Marktrisi-
ken des Grundgeschäfts gemäß Abs 1 geeignet ist. 
 
(7) Abs 5 ist auf derivative Finanzgeschäfte nicht anzuwenden, die von einem Rechtsträger mit der Österreichischen 
Bundesfinanzierungsagentur (OeBFA) oder ihrem Rechtsnachfolger abgeschlossen werden. 
 

Inkrafttreten 

 
§ 3 

 
Diese Verordnung tritt mit 21. Dezember 2013 in Kraft. 
 
 
 

Für die Landesregierung: 
Der Landeshauptmann: 

Haslauer 
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